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Änderungsanträge an die AG Rechtsvereinfachung im SGB II

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Mitglieder der Regionalgruppe Vogtland der Landesarbeitsgemeinschaft Hartz IV Sachsen haben die vorliegenden Änderungsvorschläge  an die AG Rechtsvereinfachung im SGB II besprochen. Einigen dieser Vorschläge würden wir als Betroffene und Vertreter von Betroffenen durchaus zustimmen, z.B. dem Änderungsvorschlag Nr. 7: Einführung einer Bagatellgrenze bei Einkommen, dem Vorschlag Nr. 43: Genossenschaftsanteile als Mietkaution i.S.d. § 22 Abs.6 SGB II zu behandeln, dem Vorschlag Nr. 76:  Aufhebung von Verwaltungsakten bei Änderung der ständigen Rechtsprechung, dem Vorschlag Nr. 87: Aussetzung von Aufrechnungen bei Sanktionen, §§ 42a, 43 SGB II.

Von den Änderungsvorschlägen, die noch nicht bewertet sind bzw. zu denen noch kein Konsens erreicht wurde, entsetzen uns ganz besonders folgende Vorschläge: 

· Nr. 99: für Klagen, evtl. sogar für Widersprüche, künftig eine Gebühr zu erheben. 

Es ist bekannt, dass bei einem Großteil der Klagen im Rechtsbereich SGB II die Kläger Erfolg haben, beziehen wir Klagen ein, die mindestens zum Teil zugunsten der Kläger entschieden werden, sind es mehr als die Hälfte. 

Müssten Hartz IV-Empfänger für Klagen künftig eine Gebühr zahlen, hätten viele der Betroffenen nicht mehr die Möglichkeit, ihre Rechte gerichtlich durchzusetzen. Wir würden darin einen eklatanten Verstoß gegen das im Grundgesetz verbürgte Gleichheitsgebot und 
gegen das Sozialstaatsprinzip sehen.

· Nr. 32: Mehrbedarfe für Alleinerziehende sollen nur noch bei Erwerbstätigkeit gezahlt werden, die Beträge pro Kind sollen so pauschaliert werden, dass in vielen Fällen der Mehrbetrag deutlich reduziert wird.

· Nr. 50: Streichung der Lernförderung im Rahmen des BuT. Wir halten es im Gegenteil für unbedingt erforderlich, die Berechtigung zur Lernförderung auszuweiten und sie nicht nur auf Schüler/innen zu begrenzen, deren Versetzung gefährdet ist.

· Nr. 17: Anrechnung des Einkommens und Vermögens der Kinder auf den Elternbedarf

Der Zielstellung des Gesetzesverfahren: Arbeitserleichterung für Mitarbeiter der Jobcenter durch klarere Gesetzesvorgaben und Reduzierung von Klagen und Klageverfahren bei den Sozialgerichten stimmen wir zu, Gesetzesänderungen dürfen aber nicht zu einer Minimierung des Existenzminimums für Leistungsempfänger führen. 

Die Anzahl der Gerichtsverfahren im Rechtsbereich SGB II ließe sich erheblich reduzieren durch Qualifizierung der Mitarbeiter der Jobcenter, durch die Erhöhung der Anzahl der Mitarbeiter, insbesondere der unkündbaren, also erfahrenen Mitarbeiter, durch die Aufnahme des Kriteriums der Rechtskonformität von Verwaltungsakten in Zielvereinbarungen und die laufende Beurteilung der Mitarbeiter der Jobcenter durch die Teamleiter der Jobcenter.

Wir ersuchen Sie nachdrücklich, dazu beizutragen, dass die obengenannten Änderungsvorschläge  nicht in die Gesetzesvorlage eingehen.

Mit freundlichen Grüßen

i.A. der Regionalgruppe Vogtland

der LAG Hartz IV

